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1. Die Verbraucherpolitik als wesentlicher Beitrag zu Eur opa 2020

Die Verbraucherausgaben machen 56 % des Bruttoinlandsprodukts der Europaischen Union
aus und sind von zentraler Bedeutung fur das Erreichen des Europa-2020-Ziels eines
intelligenten, integrativen und nachhaltigen Wachstums. Die Stimulierung der
Verbrauchernachfrage kann einen grofden Beitrag dazu leisten, die EU aus der Krise zu
fahren.

Hierzu gilt es, das Potenzial des Binnenmarkts auszuschopfen. Aus Untersuchungen geht
hervor, dass das EU-weite Online-Shopping eine bis zu 16-mal grofRere Produktauswahl
bietet, 60 % der Verbraucherinnen und Verbraucher davon aber bisher nicht Gebrauch
machen. Sie profitieren somit nicht in vollem Umfang von der Angebots- und Preisvielfalt im
Binnenmarkt. Wirde das Verbrauchervertrauen in das grenzibergreifende Online-Shopping
durch geeignete Maldnahmen der Politik gestarkt, so konnte dies dem wirtschaftlichen
Wachstum in Europa einen erheblichen Schub verlethen. Mindige und vertrauensvolle
Verbraucher kénnen die européische Wirtschaft voranbringen.

Eine klug konzipierte und gut implementierte Verbraucherpolitik mit européischer Dimension
kann die Verbraucher in die Lage versetzen, fundierte Entscheidungen zu treffen, mit denen
Wettbewerb belohnt wird, und zum Ziel eines nachhaltigen Wachstums beitragen, bei dem die
Ressourcen effizient genutzt und die Bedirfnisse aller Verbraucher berticksichtigt werden.

Die vorliegende Europaische Verbraucheragenda nennt die wichtigsten Mal3nahmen, die jetzt
erforderlich sind, um die Verbraucherkompetenz und das Verbrauchervertrauen zu starken.
Sie beschreibt, wie die Verbraucher in den Mittel punkt aller EU-Politiken gertickt werden und
damit zum Erreichen der Europa-2020-Ziele beitragen konnen'. Sie baut unter anderem auf
folgenden Initiativen auf und erganzt diese: Bericht Uber die Unionsblrgerschaft,
Binnenmarktakte, Digitale Agenda fir Europa, Digitaler Binnenmarkt fir elektronischen
Handel und Online-Dienste, Fahrplan fiir ein ressourcenschonendes Europa’. Im Bereich
Forschung und Innovation stiitzt sich die Agenda auf die Horizont 2020-Initiativen, mit denen
zusétzliche wissenschaftliche Erkenntnisse tber das Konsumverhalten sowie Uber die
Gesundheits-, Sicherheits- und Nachhaltigkeitskomponenten von V erbraucherentscheidungen
gewonnen werden sollen®.

Verbraucherkompetenz stérken bedeutet, einen belastbaren Rahmen mit Grundsdtzen und
Instrumenten bereitzustellen, damit die Verbraucher in der Lage sind, eine intelligente,
nachhaltige und integrative Wirtschaft voranzubringen. Wenn miindige Verbraucher sich auf
einen solchen belastbaren Rahmen verlassen konnen, der ihre Sicherheit, ihre Information und
Bildung, ihre Rechte sowie deren Schutz und Durchsetzung gewahrleistet, sind sie auch fahig,
sich aktiv am Markt zu beteiligen und dessen Vortelle zu nutzen, indem sie ihre
Wahlméglichkeiten wahrnehmen und ihre Anspriiche durchsetzen.

Im Einklang mit dem Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (Artikel 12) und
der Charta der Grundrechte der Européischen Union (Artikel 38) enthdlt die Agenda ein

! Aus einem Schreiben von Kommissionsprésident Barroso an Parlamentspréasident Buzek vom September 2011:
~Zuversichtliche Verbraucher geben der Konjunktur neue Impulse. Aufbauend auf den Arbeiten von diesem
Herbst wird das néachste Arbeitsprogramm neue Mal3nahmen zur Stérkung der Verbraucherrechte umfassen, u .a.
bei elektronischen und grenziibergreifenden Geschéften. Ferner werden die Themen Sicherheit und Gesundheit
gezielt behandelt. Damit werden die Risiken fir die Birger gesenkt und wird gleichzeitig die Nachfrage im
Binnenmarkt angekurbelt.”

2 Bericht (iber die Unionsbiirgerschaft 2010, KOM(2010) 603 endg.; Binnenmarktakte, KOM(2011) 206 endg.;
Eine digitale Agenda fur Europa, KOM(2010) 245 endg./2; Mitteilung Uber elektronischen Handel und Online-
Dienste, KOM(2011) 942 endg.; Fahrplan fir ein ressourcenschonendes Europa, KOM(2011) 571 endg.

% Vorschlag der Kommission fiir eine Verordnung tiber das EU-Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
»Horizont 2020, KOM(2011) 809 endg.



systematisches Konzept fir die Einbeziehung von Verbraucherinteressen in alle einschlégigen
Politiken; zugleich liegt ein besonderer Schwerpunkt auf der Behandlung von Problemen,
denen sich die heutigen Verbraucher in den Bereichen Lebensmittelkette, Energie, Verkehr
sowie digitale und Finanzdienstleistungen gegeniibersehen®. Ausgehend von dem schon
erreichten hohen Verbraucherschutzniveau und von den beim Aufbau eines Européischen
Rechtsraums® bereits erzielten Fortschritten starkt die Agenda die Rolle, die Richter,
Rechtsanwaélte und Durchsetzungsbehtrden — auch grenzibergreifend — spielen konnen.

2. Ausgangspunkt sind strenge EU-V er braucher schutzbestimmungen

Im Verlauf der letzten 50 Jahre hat die Europaische Union einen soliden Politik- und
Rechtsrahmen entwickelt, der den Verbraucherinnen und Verbrauchern in der EU ein hohes
Schutzniveau bietet und ihnen ermoglicht, von den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Fortschritten zu profitieren, die Europa und der europdische Binnenmarkt mit sich gebracht
haben. Hierzu gehdren umfassende MalRnahmen und Vorschriften im Bereich der
Produktsicherheit, um unsichere Produkte von den Verbrauchern fernzuhalten und die hohe
Qualitdt der européischen Exportgiter zu fordern. Ein starkes Verbraucherrecht ermoglicht —
im eigenen Land wie auch bei grenzibergreifenden Rechtsgeschéften — ein EU-weites
Vorgehen gegen unlautere Geschéftspraktiken, missbrauchliche Vertragsklausein und
irrefthrende Werbung; zudem garantiert es den Verbrauchern die Mdglichkeit, von Vertrégen
zurlckzutreten und ihre Anspriiche auf geeignete Weise geltend zu machen. Die vor kurzem
erlassene Richtlinie Uber die Rechte der Verbraucher hat insbesondere durch die
Harmonisierung zahlreicher Bestimmungen fir Online-Vertrége die Rechte von Verbrauchern
deutlich gestérkt. Es ist ganz wichtig, dass diese neuen Bestimmungen fristgerecht und
effizient um- und durchgesetzt werden. Die Dienstleistungsrichtlinie sorgt dafir, dass
Verbraucher von Unternehmern nicht aus Griinden der Nationalitét oder des Wohnsitzlandes
benachteiligt werden. Wettbewerbsvorschriften sind unerlasslich, damit die EU gegen
Praktiken vorgehen kann — Missbrauch marktbeherrschender Stellungen, Kartelle und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen —, die Verbrauchern zum Nachteil gereichen. In
einzelnen, die Verbraucher besonders interessierenden Bereichen hat die EU aul3erdem eine
Vielzahl grundsétzlicher Rechte etabliert. Beispielsweise haben Reisende dank der EU-
Vorschriften Uber die Rechte von Fahr- bzw. Fluggéasten heutzutage Anspruch auf qualitativ
hochwertige Beforderungsleistungen im Luft-, Eisenbahn-, Stral3en- und Seeverkehr in der
EU. Die Deckelung der Roamingtarife in der EU hat die Uberhthten Kosten fir Verbraucher
um mehr as 70% gesenkt, und das Telekommunikationspaket ermoglicht den
unkomplizierten Wechsel des Telefonanbieters (Festnetz und Handy). Die Rechtsvorschriften
zu den Lebensmittelinformationen fur Verbraucher und zu den nahrwert- und
gesundheitsbezogenen Angaben Uber Lebensmittel gewahrleisten ein hohes Mald an
Verbraucherschutz und erlauben es den Verbrauchern, bewusste Entscheidungen zu treffen.

Zu den neueren Initiativen gehort das , Qualitétspaket“® der Kommission aus dem Jahr 2010,
das darauf abzielt, die Verbraucher mittels eines umfassenden Ansatzes
(Zertifizierungssysteme,  wertsteigernde  Bezeichnungen,  Vermarktungsnormen  fir
Agrarerzeugnisse) besser Uber die Qualitat von Lebensmitteln zu informieren. Im Juli 2011 ist

* Laut Verbraucherbarometer sind dies einige der fiir Verbraucher besonders problematischen Bereiche.

® Ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts fiir die Biirger Europas — Aktionsplan zur Umsetzung
des Stockholmer Programms®*, KOM(2010) 171.

® Vorschlag fir eine Verordnung Uber Qualitétsregelungen fiir Agrarerzeugnisse, KOM(2010) 733 endg.;
Vorschlag fur ene Veordnung zu Vermarktungsnormen, KOM(2010) 738 endg.; Leitlinien for
Zertifizierungssysteme und fur die Kennzeichnung von Lebensmitteln.



eine (iberarbeitete Roaming-Verordnung’ vorgelegt worden, damit Verbraucher problemlos zu
einem anderen Roaming-Anbieter wechseln kdénnen. AulRerdem wird darin auch fir das
Daten-Roaming eine Preisobergrenze festgesetzt, die zu den fir andere Leistungen bereits
bestehenden Obergrenzen hinzukommt. Im Oktober 2011 hat die Kommission ein
Gemeinsames Europaisches Kaufrecht® vorgeschlagen, um Hindernisse zu tberwinden, die
sich aus unterschiedlichen Vertragsrechtsordnungen ergeben: Es handelt sich um ein
einheitliches und umfassendes Regelwerk fur Kaufvertrage und fur Vertrége Uber digitale
Inhalte, fir das Unternehmer und Verbraucher freiwillig optieren kénnen. Dadurch hétten
Verbraucher mehr Klarheit Uber ihre Rechte, (zum Beispiel) bel Internet-Bestellungen.
Aulerdem hétten sie Zugang zu mehr und preisgunstigeren Produkten und digitalen Inhalten
in anderen Landern. Im November 2011 sind Vorschlége zur alternativen Streitbeilegung und
zur Online-Sreitbeilegung® unterbreitet worden, damit allen Verbrauchern zur Regelung von
Streitigkeiten mit Unternehmern diese schnellere und kostengiinstige Option zur Verfligung
steht. Mit einer eigens fur die Beilegung von Online-Streitigkeiten eingerichteten Plattform
soll das Vertrauen der Verbraucher in grenzibergreifende elektronische Rechtsgeschéfte
gestarkt werden. Der Vorschlag firr ein Datenschutz-Reformpaket'®, den die Kommission im
Januar 2012 angenommen hat, soll den aktuellen Rechtsrahmen der EU dahingehend
verbessern, dass das Recht der Verbraucher auf Datenschutz gestéarkt wird, um auf diese
Weise ihr Vertrauen in den digitalen Binnenmarkt und in grenzibergreifende Dienste zu
steigern.

Die Uberprifung der Richtlinie iber Einlagensicherungssysteme im Juli 2010 fiihrte zu einer
verbesserten finanziellen Ausstattung dieser Systeme und zur Aufnahme zahlreicher
verbraucherfreundlicher Bestimmungen. Ebenfalls im Juli 2010 hat die Kommission eine
Uberarbeitung der Richtlinie Uber Systeme fiir die Entschadigung der Anleger vorgeschlagen;
Ziel ist ein besserer Anlegerschutz fur den Fall, dass eine Firma — oft aufgrund eines
betriigerischen Verhaltens — nicht in der Lage ist, den Anlegern ihre Vermdgenswerte
zurtickzugeben.

Nicht zuletzt sollen die Kommissionsvorschlage zur Uberarbeitung der Richtlinie tber Méarkte
fur Finanzinstrumente (MiFID) vom Oktober 2011 den Schutz privater Anleger verbessern;
hierzu werden den Finanzinstituten Auflagen gemacht und die Wohlverhaltensregeln
verscharft.

3. Aktudlle Probleme und kiinftige Her ausfor der ungen

Trotz des in der EU bereits vorhandenen hohen Verbraucherschutzniveaus lassen sich die
Bedingungen fir die européischen Verbraucherinnen und Verbraucher in der Praxis noch
verbessern. Aufgrund neuer technologischer Entwicklungen, nicht zukunftsfahiger
Konsumgewohnheiten oder sozialer Ausgrenzung haben sich zahlreiche neue
Herausforderungen ergeben. Diese Herausforderungen bieten zugleich neue Chancen.

! Vorschlag fur eine Verordnung tber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Union,

KOM(2011) 402 endg.
8 Vorschlag fiir eine Verordnung tiber ein Gemeinsames Européisches Kaufrecht, KOM (2011) 635 endg.
° Richtlinie Uber aternative Streitbeilegung; KOM(2011) 793/2; Verordnung tber Online-Streitbeilegung;
KOM(2011) 794/2.
19 vorschlag fir eine Verordnung zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr, KOM(2012) 11 endg.; Vorschlag fur eine Richtlinie zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustdndigen Behdrden zum Zwecke der
Verhitung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum
freien Datenverkehr, KOM(2012) 10 endg.



31 Herausforderungen im Bereich der Produkt-, Dienstleistungs- und
Lebensmittelsicherheit

Eines der grundlegenden Ziele der Verbraucherpolitik besteht darin zu gewéahrleisten, dass
Produkte, Dienstleistungen und Lebensmittel sicher sind. Die Mitgliedstaaten setzen die
Produktsicherheitsvorschriften jedoch unterschiedlich um, und in Zeiten knapper Kassen bei
den fir die MarktUberwachung zustéandigen nationalen Verwaltungen bemthen sich alle an
der Durchsetzung Beteiligten zurzeit, mit weniger mehr zu leisten.

Parallel dazu geht die Globalisierung der Produktionskette weiter. (Beispielweise werden in
der EU immer mehr Verbraucherprodukte gekauft, die in China hergestellt worden sind; bei
Spielwaren betragt der Anteil 85 %.) Das Aufsplren unsicherer Produkte wird dadurch zu
einer gewaltigen Herausforderung.

Die Wirtschaftskrise fuhrt dazu, dass Verbraucher und Unternehmer ihr Augenmerk vor alem
auf den Preis richten, mit der moglichen Folge, dass Sicherheitsiiberlegungen in den
Hintergrund treten und Produktfaschungen zunehmen. Die Marktiberwachungsbehdrden
durfen in ihrer Aufmerksamkeit nicht nachlassen und missen ihre Anstrengungen verstarken;
dazu ist inner- und auRerhalb der EU eine Zusammenarbeit der nationalen Behdrden und der
Durchsetzungsstellen erforderlich.

Angesichts der zunehmenden Bedeutung von Verbraucherdienstleistungen und der
verstarkten grenzibergreifenden Inanspruchnahme eniger dieser Dienstleistungen im
Binnenmarkt ist die Frage ihrer Sicherheit eingehender zu prifen, damit die Verbraucher im
gesamten Binnenmarkt in den Genuss des gleichen, hohen Sicherheitsniveaus kommen;
aulRerdem muss der Mehrwert eines Téatigwerdens auf EU-Ebene untersucht werden.

Im Bereich der Lebensmittelsicherheit kann Europa bereits eine eindrucksvolle Bilanz
vorweisen, doch muss dieser Politikbereich kontinuierlich an neue wissenschaftliche
Erkenntnisse angepasst werden.

32 Wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Wandel

e Diedigitale Revolution

Das Internet hat die Art und Weise, wie Verbraucher einkaufen und Unternehmen ihre
Produkte und Dienstleistungen bewerben und verkaufen, grundlegend verdndert. Es hat
innovative Formen der Aufmachung, des Austauschs und der Bewertung von Informationen
sowie des Informationszugriffs hervorgebracht; diese Informationen betreffen zum Beispiel
Preise, technische Produkteigenschaften und Qualitdtsbewertungen. Die Nutzung von
Suchmaschinen, Websites fir den Vergleich von Preisen und Produkten, Online-
Giitezeichen/V ertrauenssiegel und Verbraucherbewertungen ist heutzutage weit verbreitet und
ein immer festerer Bestandteil im Verbraucherverhalten und in Geschaftsmodellen. Der
elektronische Handel kann den Verbrauchern erhebliche Vorteille bringen, da sie online
mindestens doppelt so viel Auswahl haben wie ,, offling*. Insbesondere das Cloud-Computing
kann flexiblere Leistungen anbieten, die unabhéngig vom Gerdt oder der Plattform sind.
Berechnungen zufolge beliefe sich der Gesamtgewinn fir die Verbraucher, wenn der E-
Commerce-Anteil am Einzelhandel bei 15% lage und ale Schranken innerhalb des
Binnenmarktes beseitigt waren, auf rund 204 Milliarden EUR (1,7 % des BIP der EU)™.

1 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, , Bringing e-commerce benefits to consumers®, Anhang 2 der
Mitteilung von 2012 zum elektronischen Handel.



e Nachhaltiger Verbrauch

Der weltweit steigende Verbrauch hat die Umweltbelastung (Klimawandel) und den
Ressourcenwettbewerb verscharft'. Die Verbraucher sind sich zunehmend der Umweltfolgen
ihres Verhaltens bewusst und sollten — durch private und offentliche Initiativen — zur
Umstellung auf ein nachhaltigeres Konsumverhalten ermuntert und dabel unterstiitzt werden.
Sie sollten in die Lage versetzt, begleitet und ermutigt werden, nachhaltige und
gesundheitsbewusste Entscheidungen zu treffen, die fir sie selbst und fir die Gesellschaft zu
K osteneinsparungen fihren. Die Verbraucher haben das Recht, Uber die Umweltbilanz eines
Produkts (Waren und Dienstleistungen), das sie kaufen mochten, wahrend dessen gesamter
Lebensdauer Bescheid zu wissen. Den Verbrauchern sollte dabei geholfen werden, sich fir
wirklich nachhaltige Produkte zu entscheiden. Erforderlich sind wirksame Instrumente, um
die Verbraucher vor irrefihrenden und unzutreffenden umwelt- und gesundheitsbezogenen
Angaben zu schitzen.

Wenn Verbraucher nachhaltige Produkte nachfragen, kann dies das Wachstum und den
Wettbewerb fordern; dadurch verbessern sich die Verfligbarkeit und die Bezahlbarkeit solcher
Produkte, und es werden Anbieter von hochwertigen Produkten und Dienstleistungen belohnt,
die weniger tiefe , Spuren® in der Umwelt hinterlassen.

e Soziale Ausgrenzung, schutzbedirftige  Verbraucher  und  Zuganglichkeit
(Barrierefreiheit)

Uberall dort, wo sich die Wirtschafts- und Staatsschuldenkrise bemerkbar macht, fihrt dies
bei den Verbrauchern zu einem Vertrauensverlust und bel einigen auch zu einem sehr
splrbaren Einkommensriickgang bzw. Kaufkraftverlust, wodurch das Risiko wéchst, dass
Menschen sozial ausgegrenzt werden und sie sich Produkte und Dienstleistungen, die zur
Grundversorgung gehoéren, nicht mehr |eisten kdnnen.

Dieses Risiko erhoht sich noch dadurch, dass unsere Bevolkerung altert, die Mérkte immer
komplexer werden und manche Menschen weder die Gelegenheit noch die Fahigkeit haben,
die digitalen M6glichkeiten zu nutzen. Zugénglichkeit (Barrierefreiheit) ist im physikalischen,
digitalen und wirtschaftlichen Sinn die Voraussetzung fur das Erschlief3en des digitalen
Potenzials. Durch die gegenwartigen Rahmenbedingungen verschlechtert sich méglicherweise
auch die Lage schutzbedlrftiger Verbraucher (zum Beispiel von Menschen mit
Behinderungen oder eingeschrankter Mobilitét), die Mihe beim Zugang zu und beim
Verstehen von Informationen sowie bel der Suche nach geeigneten Produkten und
Dienstleistungen auf dem Markt haben.

3.3 I nformationsflut — Wissensdefizt

In der heutigen, sich schnell veréndernden Welt werden Verbraucher oft mit Informationen
Uberhauft, doch sind dies nicht unbedingt auch die Informationen, die die Verbraucher
bendtigen.

Angesichts der zunehmenden Komplexitét der Informations- und
Entscheidungsmoglichkeiten verlassen sich Verbraucher immer haufiger auf Gitesiegel oder
auf Vermittler und Filter (etwa Vergleichswebsites), an deren Zuverlassigkeit und
Genauigkeit jedoch gewisse Zweifel bestehen.

Bel der Verbesserung von  Verbraucherinformation und  —bildung  spielen
Verbraucherorganisationen eine zentrale Rolle, doch ist ihre Status von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat sehr unterschiedlich. Insbesondere den auf nationader Ebene tétigen

12 Fahrplan fiir ein ressourcenschonendes Europa, KOM (2011) 571.



Organisationen fehlt es haufig an Ressourcen und Fachwissen, und ihre Funktion beim
Kanalisieren und Filtern von Verbraucheranliegen wird nicht immer gebiihrend anerkannt.

Aus einer im Jahr 2011 verdffentlichten Studie zur Verbraucherkompetenz™ geht hervor, dass
jeder vierte Verbraucher kein Vertrauen hat und dass mehr as einer von dreien sich nicht
informiert fuhlt. Nur 2 % konnten die Frage nach ihren Widerrufsrechten, nach Garantien und
nach dem Schutz vor unlauteren Geschéftspraktiken richtig beantworten. Dieses mangelnde
Wissen reduziert die Moglichkeiten von Verbrauchern, ihre Rechte geltend zu machen.

34 Nicht alle Rechte werden in der Praxis vollstandig respektiert

Im Jahr 2010 meinten mehr als 20 % der europaischen Verbraucherinnen und Verbraucher,
Anlass zu einer Beschwerde Uber ein Produkt oder eine Dienstleistung zu haben. Schétzungen
zufolge belief sich der Schaden, der ihnen dadurch insgesamt entstanden ist, auf etwa 0,4 %
des BIP der EUY.

Obgleich das EU-Recht im Allgemeinen ein hohes Verbraucherschutzniveau garantiert,
bleiben die Probleme von Verbrauchern noch zu oft ungelést. Die Eurobarometer-Umfrage
bei Einzelhandlern aus dem Jahr 2011 ergab, dass nur 26 % der Handler den Zeitraum
kennen, in dem Verbraucher ein mangel haftes Produkt zuriickgeben dirfen.

Viele Probleme zwischen Verbrauchern und Handlern werden nur deshalb nicht aus der Welt
geschafft, weil die Verbraucher nicht tétig werden. Laut Consumer Empowerment Survey
nahmen nur 16 % der Verbraucher, die Probleme hatten, zwecks Losung derselben mit
Verbraucherorganisationen oder offentlichen Stellen Verbindung auf. Meist erwagen sie
keinen Gang vor Gericht, wenn ein erster Kontakt mit dem Unternehmer erfolglos war und
vor alem wenn es nur um eine geringe Summe geht.

Die Durchsetzungsbehorden sehen sich derzeit zudem praktischen Problemen gegenliber (zum
Beispiel Personal- und Mittelknappheit), wodurch ihre Leistungsfahigkeit gerade bei
grenzilbergreifenden Falen beeintrachtigt ist™. Das Netz fir die Zusammenarbeit im
Verbraucherschutz (CPC-Netz), das im Dezember 2006 errichtet wurde, um sich mit
Problemen bei grenziibergreifenden Einkaufen zu befassen, muss sein volles Potenzial noch
unter Beweis stellen.

Die Rechtsschutz- und Durchsetzungsmechanismen miissen weiter verbessert werden. Wenn
das Vertrauen gestdrkt wird und auRerdem gewéhrleistet ist, dass unlautere
Geschéftspraktiken keinen Wettbewerbsvorteil bringen, wird sich dies auch positiv auf die
Stimulierung des Wachstums auswirken.

35 Besondere Herausforderungen in Schliisselbereichen

Einige Bereiche sind in wirtschaftlich schwierigen Zeiten von besonderer Bedeutung, weil sie
das elementare Interesse aller Verbraucher an Produkten und Dienstleistungen bertihren, die —
wie z. B. Lebensmittel, Energie, Verkehr, elektronische Kommunikation und
Finanzdienstleistungen — zur Grundversorgung gehoren. Es gilt zu beobachten, wie sich die
oben beschriebenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veranderungen auf diese
Bereiche auswirken.

Die EU muss sorgféltig analysieren, inwieweit die Verbraucher Finanzdienstleistungen
verstehen und wie sie ihre Auswahl treffen. Wahrend das Leben fir viele Verbraucher dank
der Technik (etwa durch das Online-Banking) einfacher geworden ist, erfordern enige
Finanzprodukte und —dienstleistungen wegen ihrer grofieren Komplexitat und ihrer grofieren

13 Consumer Empowerment Survey, Eurobarometer Nr. 342, 2010.
“ Ebenda.
> K OM(2009) 330 endg.



Risiken ein h6heres Mal? an Transparenz und finanzieller Kompetenz. Die Tarife fur
grundlegende Finanzdienstleistungen sind im Allgemeinen nach wie vor undurchsichtig, und
die Verbraucher schrecken immer noch davor zurlick, die Bank zu wechseln, weil sie (oft zu
Recht) lastigen Aufwand flrchten.

Zu héaufig gelingt es Verbrauchern nicht, den vollen Nutzen aus der Liberalisierung der
netzgebundenen Wirtschaftszweige — wie Energie, Verkehr und elektronische
Kommunikation — zu ziehen, und zwar weder in puncto Preise noch in puncto Servicequalitét.

Zwar hat die Liberalisierung des Verkehrssektors — zum Vorteil der immer reisefreudigeren
europaischen Birger — zu mehr Wettbewerb gefihrt. Dennoch ist eine bessere Durchsetzung
der in EU-Rechtsvorschriften verankerten Flug- bzw. Fahrgastrechte nétig, um unlautere
Praktiken und Verstof3e gegen das EU-Recht zu unterbinden. Zudem erfordern die
einschneidenden Veranderungen, die die digitale Revolution im Reisesektor mit sich gebracht
hat, eine entsprechende Anpassung der Verbraucherrechte.

Der Strom- und der Gasmarkt fur Privatkunden sind zwar unlangst liberalisiert worden, doch
falen vieden Verbrauchern Vergleiche wegen komplizierter Verfahren und/oder
undurchsichtiger Marktbedingungen noch immer schwer™.

Im Bereich des Energiesparens ist kalkuliert worden, dass jeder Haushalt in der EU durch
einfache Malinahmen — Dammung von Wanden, Anbringen von Thermostaten, Installation
von Sonnenkollektoren fir die Warmwasserbereitung, Einbau doppelverglaster Fenster,
Austausch der alten Heizungsanlage usw. —im Durchschnitt bis zu 1 000 EUR jahrlich sparen
konnte’. Haushalte weisen somit ein betréchtliches Potenzial fiir kostengiinstige MaBnahmen
zur Steigerung der Energieeffizienz und fir eine Senkung des Energieendverbrauchs auf.
Dass dieses Potenzia noch bel weitem nicht ausgeschopft ist, liegt vor alem am
unzureichenden Wissen der Verbraucher Uber ihren eigenen tatséchlichen Verbrauch sowie
am Fehlen klarer und leicht zugénglicher Informationen Uber die Verbrauchserfassung und
Abrechnung.

Obwonhl sich die Mérkte fir elektronische Kommunikation gegentber der Wirtschaftskrise as
resistent erwiesen haben, nutzen die Verbraucher nicht in vollem Umfang die Vorteile, die
ihnen der Wettbewerb bietet; Ursachen sind die mangelnde Transparenz der Tarife, die
niedrige Servicequalitét und Hindernisse beim Anbieterwechsel.

Die Umweltbelastung durch den Lebensmittelverbrauch durfte in Zukunft weiter steigen,
unter anderem wegen verdnderter Erndhrungsgewohnheiten und  zunehmender
L ebensmittelverschwendung. Die Lebensmittelverschwendung dirfte in den kommenden
Jahren zunehmen'®, doch Lebensmittel verschwenden bedeutet Ressourcen und Geld
verschwenden.

4. VIER ZENTRALE 2020-ZIELE UND ERSTE SCHRITTE ZU IHRER ERREICHUNG

Die oben genannten Herausforderungen verlangen nach einer langfristigen Strategie und —
zum Aufgreifen zentraler Anliegen der Blrgerinnen und Blrger — nach einem Mix aus
kurzfristigen Mal3nahmen, um Vertrauen und Wachstum zu férdern und die Strategie Europa
2020 zu unterstitzen. Bel den nachfolgend beschriebenen Malinahmen ist selbstverstandlich

* Mehr dazu in der Studie ,The functioning of the retail electricity markets for consumers in the EU*
(http://ec.europa.eu/consumers/consumer_research/market studies/docs/retail _electricity full study en.pdf).

" Mitteilung der Kommission , Energieeffizienz — Erreichung des 20 %-Ziels".

8 In der EU werden jahrlich insgesamt rund 90 Mio. Tonnen bzw. pro Kopf rund 180 kg Lebensmittel
weggeworfen, diese Menge werde bis zum Jahr 2020 noch um 40 % steigen. Siehe die von der EU finanzierte
»Preparatory study on food waste across EU 274, BIO IS, Dezember 2009 — Oktober 2010.



http://ec.europa.eu/consumers/consumer_research/market_studies/docs/retail_electricity_full_study_en.pdf

zu prifen, ob sie dem Gebot der intelligenten Rechtsetzung und den Ubergeordneten
politischen Prioritéten der Kommission entsprechen; zudem ist dafir Sorge zu tragen, dass
der eventuelle Aufwand, der kleinen und mittleren Unternehmen entsteht, sorgféltig analysiert
wird.

4. 1. VERBRAUCHERSICHERHEIT ERHOHEN

Eines der grundlegenden Ziele der Verbraucherpolitik besteht darin zu gewéhrleisten, dass
Produkte, Dienstleistungen und Lebensmittel sicher sind.

Aufgabe einer wirksamen Produktsicherheitspolitik ist es, ein lickenloses Sicherheitsnetz —
vom Erzeuger bzw. von der Fabrik bis zur Haustir — zu schaffen. Durch die Verbesserung
ihres Produktsicherheitsmanagements wird die EU in der Lage sein, den Herausforderungen
Im Zusammenhang mit globalen Lieferketten besser zu begegnen, effektiv zu kommunizieren
und auf neu auftretende Sicherheitsrisiken schneller und wirksamer zu reagieren.

Weil Verbraucher zunehmend Dienstleistungen in anderen Landern in Anspruch nehmen,
lohnt eine weitere Prifung der Frage, ob das Thema Verbrauchersicherheit auf EU-Ebene
oder mittels nationaler Vorschriften angegangen werden sollte.

Das EU-System der amtlichen Kontrollen entlang der Lebensmittelkette sollte noch
leistungsfahiger werden. Dadurch konnten die Mitgliedstaaten, die fir die Durchfihrung
solcher Kontrollen zustandig sind, den Nutzen maximieren und gleichzeitig den Aufwand fir
die Unternehmen minimieren.

Im Streben nach mehr Sicherheit fir die Verbraucher wird die Kommission insbesondere
zwei Ziele verfolgen:

» 1. Verbesserung des Rechtsrahmens in den Bereichen Produkt- und
Dienstleistungssicherheit sowie Ausbau des Rahmens fir die Marktiiberwachung

» 2. Erhohung der Sicherheit entlang der Lebensmittelkette
Hierzu wird es bis 2014 eine Reihe konkreter M al3nahmen geben.

Mit der im Jahr 2012 geplanten Uberarbeitung des Rechtsrahmens firr die Produktsicherheit
wird angestrebt, dass sich die EU und ihre 500 Millionen Verbraucherinnen und Verbraucher
auf moderne, vereinheitlichte Marktiberwachungsvorschriften verlassen kdnnen, die — dank
einer verbesserten Planung, Zusammenarbeit und Prioritdtensetzung sowie eines
intensivierten Informationsaustauschs zwischen den Behérden der Mitgliedstaaten — zu einer
konsequenteren innerstaatlichen und grenzibergreifenden Durchsetzung der Regeln fihren
werden. Dies wird auch den Unternehmen zugute kommen, denn die Vorschriften werden
einfacher und mit geringerem finanziellen Aufwand anwendbar sein. Bei der Uberarbeitung
des Rechtsrahmens sollen auferdem Maoglichkeiten ausgelotet werden, wie sich die
Zusammenarbeit zwischen den nationalen Durchsetzungsbehdrden auf EU-Ebene
intensivieren liel®e, um gleiche Ausgangsbedingungen zu schaffen und unlauteren
Wettbewerb auszuschalten.

Besonders in Léndern, die in die EU exportieren, wird es Informations- und
Sensibiliserungsmalinahmen geben, um in der gesamten Lieferkette das
Sicherheitsbewusstsein zu scharfen und die Bekanntheit der EU-V orschriften zu erhéhen.



Die Kommission wird in Erwégung ziehen, in ausgewahlten Bereichen — darunter solchen, die
fUr bestimmte schutzbedirftige Verbrauchergruppen relevant sind — Initiativen betreffend die
Sicherheit von Dienstleistungen zu ergreifen. Fir 2012 ist die Erdrterung eines Grinbuchs
Uber die Scherheit bestimmter Verbraucherdienstleistungen geplant und fir 2013 dann die
Vorlage einer Uberarbeiteten Empfehlung zum Brandschutz in Hotels, um dem von der
Branche selbst vorgeschlagenen neuen Risikobewertungs- und Risikomanagementkonzept
Rechnung zu tragen.

Die Verordnung Uber amtliche Kontrollen entlang der Lebensmittelkette wird 2012
Uberarbeitet; sie soll einfacher werden und gewahrleisten, dass langfristig gentigend Mittel fur
mehr Kontrollen bereitstehen. Darliber hinaus wird die Kommission den Rechtsrahmen in den
Bereichen Tiergesundheit, Pflanzengesundheit, pflanZliches Vermehrungsgut und
Lebensmittelhygiene stérken und aktualisieren; hierzu sollen insbesondere die Kohérenz
verbessert und die Zustandigkeiten der Lebens- und Futtermittelunternehmer klarer definiert
werden. FUr die Verbraucher wird dies ein Mehr an Lebensmittelsicherheit bringen.

Auf der Grundlage von Leitlinien fur die Einfuhrkontrolle in den Bereichen Produktsicherheit
und Compliance™ werden die Zoll- und die Marktiiberwachungsbehérden zusammenarbeiten,
um die Ergebnisse der Einfuhrkontrollen bis 2014 zu verbessern, zu messen und zu bewerten.

4.2. \WISSEN ERWEITERN

Mundige Verbraucher brauchen klare, zuverldssige und vergleichbare Informationen sowie
die Instrumente, um diese Informationen zu verstehen.

Sowohl Verbraucher a's auch Unternehmer sollten aul3erdem ihre im EU-Recht verankerten
Rechte und Pflichten kennen, damit das gegenseitige Vertrauen wachst und beide Seiten leicht
zu eingr Losung finden, wenn etwas schief lauft. Die Kommission wird hierzu mit
Unternehmern und Intermedidren zusammenarbeiten und sie ermuntern, — Uber die blof3e
Einhaltung der Vorschriften hinaus — Selbstregulierungsmechanismen und Initiativen im
Rahmen ihrer sozialen Verantwortung zu entwickeln, um auf diese Weise ihren Fokus
verstarkt auf den Dienst am Kunden, einem Schltisselfaktor im Wettbewerb, zu richten.

Eine Erweiterung des Verbraucherwissens ist besonders im Bereich der
Finanzdienstleistungen wichtig; hier mussen Institutionen wie Kreditinstitute, Zentralbanken,
Finanzmarktaufsi chtsbehorden und Organisationen fur den Schutz von Sparern und Anlegern
einen aktiven Part Ubernehmen, um die Finanzkompetenz der Verbraucher — auch derer, die
bisher nicht oder kaum am Bank- und Finanzgeschehen teilhaben — zu steigern.

Zu zentralen Verbraucherfragen werden die Mitgliedstaaten und die beteiligten Akteure
Sensibilisierungskampagnen organisieren. Zudem wird es darum gehen, dass staatliche
Stellen und privatwirtschaftliche Organisationen das Angebot an Verbraucherbildung EU-
weit schon ab dem Kindesalter erweitern.

Den Verbraucherorganisationen kommt eine wichtige Rolle nicht nur bel der Information und
Sensibilisierung der Verbraucher zu, sondern auch bei ihrer wirksamen Vertretung und
Verteidigung.

Bhttp://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/common/publications/info_docs/customs/product_s
afety/guidelines_de.pdf.



In diesem Zusammenhang wird die Kommission insbesondere zwei Ziele verfolgen:

» 3. Verbesserung der Information tUber und Scharfung des Bewusstseins fur die
Rechte und I nteressen der Verbraucher sowohl bei den Verbrauchern als auch bei
den Unternehmern

» 4. Aufbau von Wissen und Kapazitaten fur eine wirksamere Teilhabe der
Verbraucher am Markt

Hierzu wird es bis 2014 eine Reihe konkreter M al3nahmen geben.

Im Rahmen des Européischen Jahres der Birgerinnen und Birger wird 2013 in enger
Zusammenarbeit mit  alen  Beteiligten  (einschlieflich ~ Unternehmen  und
Verbrauchervereinigungen) eine EU-weite Kampagne zur Steigerung des Wissens Uber
V erbraucherrechte und —interessen eingeleitet werden.

Organisationen ohne Erwerbszweck, die Verbrauchern Finanzberatung anbieten, werden
zwischen dem 2. Quartal 2012 und Dezember 2013 gezielte Schulungen erhalten, damit sie
noch wirksamer und nachhaltiger beraten kénnen.

Die Kommission wird mit den Mitgliedstaaten daran arbeiten, dass die Rolle nationaler
Verbraucherorganisationen geblhrend anerkannt wird, und sie durch den Aufbau von
Kapazitaten und Hilfestellung fur européi sche V erbraucherorganisationen unterstitzen.

Die Zusammenarbeit mit allen bestehenden EU-weiten Netzen, die am ehesten geeignet sind,
Informationen an Verbraucher, Unternehmer und Rechtsanwdte weiterzugeben, soll
intensiviert werden. Das Netz der Européischen Verbraucherzentren soll gestéarkt werden,
damit Verbraucher Uber ihre Rechte beim Einkauf jenseits der Landesgrenzen besser
informiert und bel grenzibergreifenden Streitigkeiten besser unterstiitzt werden. Das
Enterprise Europe Network soll regelméfdiger dazu genutzt werden, die Unternehmen (auch
kleine und mittlere) systematisch Uber verbraucherrechtliche Vorschriften zu informieren.

Die Kommission wird mit Unternehmern und Intermedidren zusammenarbeiten, um
Verhaltenskodizes, bewdahrte Vorgehensweisen oder Leitlinien fur Preis-, Qualitéts- und
Nachhaltigkeitsvergleiche zu entwickeln.

Zudem wird die Kommission kontinuierlich die Qualitét der Informationen — Gber die Rechte
und Pflichten von Verbrauchern und Unternehmen — verbessern, die sie auf ihren eigenen
Internetseiten (etwa dem Portal , lhr Europa“®®) bereitstellt; erganzt wird dieses
Informationsangebot durch spezialisierte Informations-Tools, zum Beispiel den e-YouGuide™
und den Code on EU online rights. Sie wird ferner mit Journalisten und Medien, die auf
Verbraucherfragen  spezidlisiert sind, zusammenarbeiten, um ene wirksame
Informationsverbreitung zu férdern.

Die Kommission wird darlber hinaus in Fragen der Verbraucherbildung eng mit den
Mitgliedstaaten kooperieren. Sie wird im Jahr 2012 eine interaktive Plattform fir den
Austausch bewahrter Vorgehensweisen und die Verteilung von Materialien fir die
Verbraucherbildung aufbauen (unter anderem zu digitaer Kompetenz, neuen
Medientechnologien?? und nachhaltigem Verbrauch); Zielgruppe sind Lehrer und andere
Berufsgruppen, die mit Jugendlichen im Alter zwischen 12 und 18 befasst sind.

2 http://ec.europa.eu/youreurope.
2! http://ec.europa.eu/eyouguide.
2 \Wiein der Digitalen Agenda fiir Europa angekiindigt.
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4.3. UMSETZUNG, DURCHSETZUNG UND RECHTSSCHUTZ VERBESSERN

Wenn der Binnenmarkt weiterhin ein Erfolg sein soll, mussen die Marktteilnehmer starker
davon Uberzeugt werden, dass sie ihre Rechte effektiv und effizient durchsetzen kénnen, und
muss das Angebot an geeigneten Rechtsschutzmechanismen grof3er werden.

Nur wenn Verbraucher EU-weit zu ihrem Recht kommen und wenn seridse Unternehmer
sehen, dass unlautere Wettbewerber mit angemessenen Strafen rechnen missen, kénnen wir
erwarten, dass der grenzibergreifende Handel in der EU auch weiterhin zunimmt. Dies gilt
gerade in der heutigen Zeit, da die digitale Revolution das grenzibergreifende Einkaufen so
leicht macht, zugleich aber auch unseriésen Unternehmern mehr Gelegenheit gibt, sich
unlauterer Praktiken zu bedienen.

In diesem Zusammenhang wird die Kommission insbesondere zwei Ziele verfolgen:

» 5. Wirksame Umsetzung des Verbraucherrechts mit dem Fokus auf
Schllissel sektoren

» 6. Schaffung effizienter Streitbeilegungsverfahren fur die Verbraucher

Hierzu wird es bis 2014 eine Reihe konkreter M al3nahmen geben.

Das CPC-Netz (Netz der nationalen Behorden, die fir die Durchsetzung der
Verbraucherschutzvorschriften zustandig sind) wird seine koordinierten Aktionen, die
sogenannten Sweeps, zwischen 2012 und 2014 weiterhin einmal jahrlich durchfihren und
dabei auch kunftig in vielfaltiger Weise von der Kommission unterstitzt werden. Bei Bedarf
wird die Kommission vermehrt Vertragsverletzungsverfahren einleiten, um gegen die nicht
ordnungsgemél3e Anwendung des EU-Rechts vorzugehen. Sie ist zurzeit dabel, den
Regelungsbereich, die Wirksamkeit und die operationellen Verfahren der Verordnung tber
die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz eingehend zu Uberprifen. Ende 2014 wird sie
einen Bericht darliber vorlegen, wie sich die grenzibergreifende Zusammenarbeit bei der
Durchsetzung verbessern lieRe, und erforderlichenfalls Anderungen der Bestimmungen
vorschlagen.

Das Europaische Justizielle NetZ* soll intensiver genutzt werden, um die fiir Verbraucher
relevanten EU-Vorschriften besser durchzusetzen: Erleichterung des Zugangs zur Justiz,
Gewdhrleistung des relbungslosen Ablaufs von Verfahren mit grenzibergreifenden
Auswirkungen, Vereinfachung der Beantragung justizieller Amtshilfe zwischen den
Mitgliedstaaten.

Es soll weiterhin daran gearbeitet werden, alen interessierten Richtern und Rechtsanwélten
sowie Birgern und Unternehmen die wichtigsten Unterlagen Uber die Umsetzung und
Anwendung des Verbraucherrechts in der EU bereitzustellen. Hierzu wird im Jahr 2013 als
fester Bestandteil des Europdischen Justizportals® eine Datenbank zum Verbraucherrecht
geschaffen.

Die Erfahrungen mit der Anwendung der Richtlinie iber unlautere Geschéftspraktiken®
zeigen, dass die Kommission eine groRere Rolle bei der Uberwachung und Koordinierung der
Durchsetzung der Richtlinie durch die Mitgliedstaaten Ubernehmen muss; dies gilt
insbesondere fur wiederkehrende Probleme und neue Geschéftspraktiken, etwa die Nutzung

Z ABI. L 174 vom 27.6.2001, S. 25, und ABI. L 168 vom 30.6.2009, S. 35.
 https://e-justice.europa.eu.
5 Richtlinie 2005/29/EG.
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von Online-Tools fur Preisvergleiche oder Kundenbewertungen. Dazu wird die Kommission
die Koordinierung der Durchsetzungsmal3nahmen bei  unlauteren Geschéftspraktiken
intensivieren und den Leitfaden fur die Anwendung der Richtlinie auf den neuesten Stand
bringen.

In Schlissel sektoren gilt es, eine wirksame Durchsetzung zu gewéhrleisten.

Damit die Verbraucherinformationsanforderungen im digitalen Bereich koharent angewandt
werden, wird die Kommission bis 2014 Leitlinien aufstellen, die den Durchsetzungsbehdrden
helfen sollen, die EU-Bestimmungen und die unlangst erlassene Richtlinie Uber die Rechte
der Verbraucher ordnungsgemal3 anzuwenden. Die Kommission und die nationalen Behérden
werden ihr Vorgehen miteinander abstimmen, um unlautere Praktiken in diesem Bereich zu
unterbinden, etwa irrefihrende Werbeaussagen zur Geschwindigkeit des Breitband-
I nternetzugangs.

Im Energiebereich muss die vollstandige Anwendung des Dritten Energiepakets und seiner
detaillierten Bestimmungen Uber die Rechte der Verbraucher gewéhrleistet werden. Zudem
gilt es, das volle Potenzial des Burgerforums ,, Energie* auszuschopfen.

Im_Finanzdienstleistungsbereich wird die Kommission, nachdem sie im Jahr 2011 eine
Empfehlung dazu abgegeben hatte®, sehr genau beobachten, wie die Mitgliedstaaten mit dem
Problem des verweigerten Zugangs zu Bankkonten umgehen. Dies ist nicht nur fir
benachteiligte Verbraucher, die finanziell und sozial ausgegrenzt werden, ein echtes Problem,
sondern auch fur viele Blrger, die in ein anderes Land reisen, um dort zu wohnen, zu arbeiten
oder zu studieren.

Zum Schutz der Verbraucher vor irrefthrenden und unzutreffenden umweltbezogenen
Angaben bendtigen die nationalen Durchsetzungsbehodrden weitere Unterstiitzung, damit sie
die Richtlinie tber unlautere Geschéftspraktiken?” ordnungsgemal? anwenden koénnen. Die
Kommission wird deshalb die Leitlinien Gber irrefiihrende Unweltangaben Uberarbeiten.

Ferner wird sie Leitlinien fir die einfachere und bessere Anwendung der verschiedenen
Vorschriften Gber die Fahr- bzw. Fluggastrechte fur alle Verkehrstrager verfassen.

Die Kommission wird auerdem Leitlinien fur die Anwendung von Artikel 20 Absatz 2 der
Dienstleistungsrichtlinie veroffentlichen; sie sollen dazu beitragen, die Zahl der Félle zu
verringern, in denen Verbraucher bei online in einem anderen Land bestellten
Dienstleistungen aufgrund ihres Wohnsitzes abgewiesen oder anders behandelt werden, ohne
dass dies durch objektive Kriterien gerechtfertigt wére.

Im Bestreben, eine bessere Durchsetzung des EU-Rechts zu gewdhrleisten, wird die EU mit
wichtigen Handelspartnern zusammenarbeiten, um die Einhaltung grundlegender
Verbraucherschutzprinzipien zu fordern. Im Rahmen einer intensivierten internationalen
Zusammenarbeit (insbesondere mit China) soll das Konzept ,Sicherheit schon bei der
Herstellung® weiterentwickelt werden, um die Einfuhr unsicherer Produkte einzuddmmen.
Die Zunahme der Félle, in denen unseridse Unternehmer von aul3erhalb der EU operieren, um
Kontrollen zu entgehen, erfordert weltweit erhdhte Wachsamkeit. Die Kommission wird das
Vorgehen daher mit den am starksten betroffenen Drittlandern und mit wichtigen
internationalen Organisationen (z. B. OECD, VN und WTO) koordinieren. Besonders
offensichtlich ist die Notwendigkeit einer verstérkten internationalen Zusammenarbeit im
digitalen Bereich und bei der Bekampfung unerwinschter kommerzieller Kommunikation

(Spam).

% 2011/442/EU: Empfehlung der Kommission vom 18. Juli 2011, , Zugang zu einem Konto mit grundlegenden
Zahlungsfunktionen (, Basiskonto’ ).
2" Richtlinie 2005/29/EG.
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Was den Anspruch auf Rechtsschutz anbelangt, wird die Kommission ihre Aufmerksamkeit
kurz- bis mittelfristig auf die Annahme und Anwendung ihrer unlangst unterbreiteten
Vorschlage zur alternativen Streitbeilegung und zur Online-Sreitbeilegung richten, damit alle
Verbraucher in der EU mdglichst bald Zugang zu unkomplizierten und zligigen Verfahren zur
Verteidigung ihrer Rechte haben. Zugleich wird sie die ordnungsgemal?e Umsetzung und
Anwendung der Mediationsrichtlinie sicherstellen, die jedem Gericht das Recht gibt, die
Parteien zur einer gutlichen Beilegung ihres Streits aufzufordern. Die Richtlinie gilt fur
grenzibergreifende Streitigkeiten, doch werden die Mitgliedstaaten ermuntert, die Mediation
auch bel innerstaatlichen Streitigkeiten zu nutzen. Die Verbraucher werden einen erweiterten
Zugang zum Europdischen Verfahren fur geringfigige Forderungen (Bagatellverfahren)
erhalten, mit dem sich grenzibergreifende Streitigkeiten mit einem Streitwert bis zu
2 000 EUR einfacher, zigiger und billiger abwickeln lassen. Hierzu wird im Jahr 2012 ein
Leitfaden mit praktischen Ratschlagen fur Verbraucher und Rechtsanwaélte herausgegeben. Im
Verlauf des Jahres 2013 beabsichtigt die Kommission, die Formulare fir das
Bagatellverfahren online bereitzustellen und tber das Funktionieren des Verfahrens insgesamt
(und dabei auch Uber die Notwendigkeit, den Streitwert anzuheben) zu berichten.

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der im Jahr 2011 begonnenen 6ffentlichen Konsultation
und der vom Parlament am 2. Februar 2012 angenommenen EntschlieRung®® wird die
Kommission eine Anschlussinitiative zum EU-Rechtsrahmen fir den kollektiven
Rechtsschutz in Betracht ziehen.

4.4 RECHTE UND WICHTIGE POLITIKEN AN DEN WIRTSCHAFTLICHEN UND
GESELLSCHAFTLICHEN WANDEL ANPASSEN

Auf dem heutigen, verdnderten Markt ist es unerlasslich, dass die Verbraucher das nétige
Vertrauen haben, sowohl herkdmmliche als auch digitale Waren und Dienstleistungen online
zu kaufen. Die Verbraucherschutzvorschriften sollten daher aktualisiert werden, damit sie den
Erfordernissen der sich wandelnden Mérkte gentigen und den neuen Erkenntnissen aus der
V erbraucherforschung Rechnung tragen.

Aulerdem sollten die Hindernisse beseitigt werden, die Verbraucher derzeit davon abhalten,
die von ihnen gewinschten digitalen Produkte und Dienstleistungen tberall in der EU
unkompliziert, legal und zu erschwinglichen Preisen zu erwerben.

Die kurzlich vorgelegten Vorschlage fur ein Gemeinsames Européisches Kaufrecht und das
Datenschutz-Reformpaket werden — insbesondere durch Starkung des Vertrauens in den
digitalen Binnenmarkt und in grenzibergreifende Dienstleistungen — schon einmal viele
Probleme 10sen, mit denen Verbraucher beim Online-Einkauf konfrontiert sind.

Darliber hinaus durften die Vorschlage zur alternativen Streitbeilegung und zur Online-
Streitbeilegung den Verbrauchern helfen, zu ihrem Recht zu kommen.

Im Jahr 2012 wird die Kommission das Européische Parlament und den Rat bei der Suche
nach einer Einigung auf all diese Vorschlége unterstiitzen, damit diese zligig angenommen
und angewendet werden.

Es ist wichtiger denn je, Koharenz und Synergien zwischen den EU-Politiken herzustellen
bzw. zu nutzen, um die positiven Folgen dieser Politiken fur die Ausgaben der Verbraucher
zu verstarken; dies trifft insbesondere auf die Schliisselbereiche Lebensmittel, Energie,

% EntschlieRung des Européischen Parlaments vom 2. Februar 2012, , Kollektiver Rechtsschutz: Hin zu einem
kohérenten européischen Ansatz, P7_TA(2012)0021.
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Verkehr und Finanzdienstleistungen zu. Paralel dazu gilt es, nachhaltigere
V erbrauchsgewohnheiten zu foérdern.

Eine aktuelle Momentaufnahme der Europdischen Kommission betreffend die
20 Hauptanliegen von Verbrauchern und Unternehmen im Binnenmarkt hat ergeben, dass die
Verbraucher mit ihren Energierechnungen nach wie vor unzufrieden sind, dass sie Mihe
haben, ihre Rechte als Fahr- bzw. Fluggaste geltend zu machen, und dass sie sich bei Bank-
und Finanzdienstleistungen nicht leicht zurechtfinden®.

Angesichts dieser wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fragestellungen wird die
Kommission insbesondere zwei Ziele verfolgen:

» 7. Anpassung des Verbraucherrechts an das digitale Zeitalter

» 8. Forderung eines nachhaltigen Wachstums und Unterstitzung der
Verbraucherinteressen in Schliisselbereichen

Hierzu wird es bis 2014 eine Reihe konkreter M al3nahmen geben.

e Digitaler Bereich

Es sollen mehrere Mal3nahmen in Betracht gezogen werden, um die grofiten Probleme der
Online-Nutzer zu beseitigen und um zu gewahrleisten, dass sie bei der Nutzung und dem Kauf
digitaler Inhalte angemessen geschiitzt sind. Hierzu kann die Vereinheitlichung wichtiger
Verbraucherinformationen (um Vergleiche zu erleichtern) ebenso gehdren wie
Untersuchungen, inwiefern es notwendig ist, angemessene EU-weite Rechtsmittel vorzusehen
(wenn die gekauften digitalen Inhate mangelhaft sind) und bei Bedarf digitale
Gutezeichen/V ertrauenssiegel zu harmonisieren.

Die Kommission wird sich mit den anhaltenden Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der
am Hoheitsgebiet orientierten Copyright-Verwaltung auseinandersetzen sowie mit der
heutigen komplexen Abgabenregelung fur Privatkopien, die sich negativ auf die EU-weite
Verflgbarkeit digitaler Inhalte auswirken kann und die Entwicklung innovativer Online-
Geschéftsmodelle behindert. Die Kommission wird im Jahr 2012 einen Legislativvorschlag
zur kollektiven Rechtewahrnehmung (Rechteverwertung) vorlegen, und sie hat bereits einen
Dialog der beteiligten Akteure — unter der Leitung eines Mediators — zum Thema Abgaben fir
Privatkopien und sonstige Reproduktionsformen eingeleitet. Die Ergebnisse dieses Dialogs
sollen in eventuelle Legidlativvorschldge auf EU-Ebene einflief3en. Des Weiteren wird sich
die Kommission — vor dem Hintergrund der technologischen Entwicklung — den besonderen
Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Urheberrecht und mit der Verflgbarkeit
audiovisueller Inhalte und Rundfunkdienste stellen, insbesondere um das grenziibergreifende
Angebot zu stimulieren.

Im Zuge ihrer Arbeit an dem Bericht Uber das Funktionieren der Richtlinie Gber unlautere
Geschéftspraktiken wird die Kommission im Jahr 2012 prifen, ob die bestehenden Regeln
zum Schutz von Kindern vor irrefiihrender Werbung (auch im digitalen Umfeld) konsequenter
durchgesetzt werden missen. Die Kommission wird ihr Augenmerk auch weiterhin auf die
besondere Situation von Minderjéhrigen richten, die digitale Inhalte online kaufen oder
nutzen.

Mit einem Vorschlag fir einen Rechtsrahmen zur elektronischen Identifizierung,
Authentifizierung und Sgnatur will die Kommission im Jahr 2012 dafir sorgen, dass

% KOM(2011) 1003 endg.

14



Verbraucher und Unternehmer mehr Vertrauen im Umgang miteinander aufbauen. Sie wird
festlegen, welche Angaben zur Lokalisierung einer Website und zur juristischen Existenz des
Betreibers mindestens gemacht werden mussen, um die Echtheit der betreffenden Website zu
garantieren. Die Kommission wird das Verbraucherinteresse auch in ihren Vorschldgen zum
Cloud-Computing umfassend berticksichtigen.

Auf der Grundlage des Feedbacks zu ihrer 6ffentlichen Konsultation vom Januar 2012 Uber
ein Grunbuch zu Karten-, Internet- und Mobiltelefonzahlungen plant die Kommission die
Vorlage konkreter Vorschlége im 1. Quartal 2013. Sie arbeitet ferner an einem Griinbuch zur
Paketzustellung, das im 4. Quartal 2012 angenommen werden soll.

Ebenfalls im Jahr 2012 wird es eine Mitteilung zum Online-Glicksspiel geben, mit der unter
anderem der Schutz von Verbrauchern und Birgern, darunter auch von besonders
schutzbedirftigen Gruppen und Minderjahrigen, verbessert werden soll.

e Finanzdienstleistungen

Im Zuge ihrer Arbeiten fur den Bericht Uber das Funktionieren der Richtlinie Gber unlautere
Geschaftspraktiken im Jahr 2012 wird die Kommission prifen, ob die bestehenden Regeln zur
Bekdmpfung unlauterer Praktiken im Finanzdienstleistungssektor — auch mit Blick auf
schutzbedirftige Verbraucher — weiter verscharft oder konsequenter durchgesetzt werden
mussen.

Die Kommission plant die Annahme von Legidativworschlagen zu Standardprodukten fir
Privatanleger (PRIP), damit die Anleger ein kurzes, klares und verstandliches
Informationsdokument erhalten und ihre Anlageentscheidungen gut informiert treffen kénnen.
Siewird auch die Richtlinie Uber Versicherungsvermittlung tiberarbeiten, die den Verkauf von
Versicherungsprodukten regelt.

Die Kommission wird die Anwendung der Verbraucherkredit-Richtlinie bewerten und
insbesondere prifen, ob sie sich fur die Verbraucher bewahrt hat und ob bestimmte Fragen
(z. B. kleinere Darlehen, spétere Kontenbelastung oder verantwortliche Kreditvergabe), deren
Handhabung im Wesentlichen den Mitgliedstaaten Uberlassen bleibt, erneut angegangen
werden mussen. Diesist gerade fir schutzbedurftige Verbraucher relevant.

Auch die Uberschuldung von Privathaushalten bereitet in diessm Zusammenhang Sorge.
Anfang 2012 wird es eine gezielte Studie hierzu geben, um den Ist-Zustand zu ermitteln und
die besten verfligbaren Vorgehensweisen zur Linderung der Auswirkungen aufzulisten.

Die Verbraucher missen wissen, welche Gebiihren sie fir grundlegende Bankdienstleistungen
bezahlen, und sie missen unkompliziert die Bank wechseln kdnnen; nur dann ist der
Wettbewerb im Privatkundengeschéft gewahrleistet. Die Kommission wird folglich im Jahr
2012 eine Legidativinitiative vorbereiten, die Fragen rund um Bankkonten gewidmet ist und
damit die grundlegenden Bedirfnisse der Verbraucher beim Umgang mit ihren Finanzen
berthrt.

e Lebensmittel

Nach dem Erlass der Verordnung betreffend die Information der Verbraucher tber
Lebensmittel® wird die Kommission nun fiir die Anwendung der neuen Bestimmungen
werben und die Notwendigkeit weiterer Initiativen prifen. Dies gilt insbesondere fur die
Angaben zum Ursprung der Lebensmittel und fur die Kennzeichnung alkoholischer Getranke.

% verordnung (EU) Nr. 1169/2011.
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Die bereits angelaufene Durchfihrung der Verordnung 0Ober ndhrwert- und
gesundheitshezogene Angaben Uiber Lebensmittel®* wird gewahrleisten, dass alle Angaben zu
den ginstigen Erndhrungss oder Gesundheitseigenschaften von  Lebensmitteln
wissenschaftlich fundiert sind und dass die Verbraucher nicht in die Irre gefthrt werden.
Zugleich ist garantiert, dass Lebensmittel mit vorschriftsmaigen ndhrwert- und
gesundheitsbezogenen Angaben ungehindert zirkulieren kénnen.

Die Kommission wird sich mit der Frage des nachhaltigen Lebensmittelverbrauchs und vor
allem mit der Verschwendung von Lebensmitteln befassen. Dazu gehéren Mal3nahmen, mit
denen verhindert werden soll, dass die Verbraucher in ihren Privathaushalten Lebensmittel
wegwerfen. Damit diese Mal3nahmen Wirkung zeitigen, missen sie durch andere erganzt
werden, die auf andere Akteure der Lebensmittelkette zielen (Landwirte, Handler,
L ebensmittelhersteller usw.).

e Energie

Die Kommission wird weitere Mal3nahmen ergreifen, um den Wettbewerb zu erhéhen und
insbesondere die Preistransparenz bei Strom und Gas zu verbessern, damit die Angebote der
Energieunternehmen fur die Verbraucher versténdlicher werden. Wenn demnéchst die
Anwendung der Energieeffizienzrichtlinie beginnt, werden die Verbraucher — dank
transparenterer Regeln fur eine prézise Verbrauchserfassung und klarer, zeitnaher
Abrechnungen auf der Grundlage des individuellen tatséchlichen Verbrauchs (fur
Zentralheizung, Khlung, Warmwasser usw.) — mehr Anspruch auf Informationen haben.

Darliber hinaus plant die Kommission, das Informationsangebot dariiber zu erweitern, wie
Verbraucher ihren privaten Energiekonsum verbessern konnen; aufRerdem mochte die
Kommission die Verbraucher dazu ermuntern, bereits vorhandene Mdglichkeiten (etwa die
Verfugbarkeit verbrauchsbasierter Rechnungsdaten via Mobiltelefon) und auch kinftige
Verfahren (z. B. intelligente Messsysteme) zu ihrem Vortell zu nutzen. Hierzu sollen in
Absprache mit Regulierungsbehdrden und Interessengruppen Leitlinien zur Transparenz der
Preise im Privatkunden-Energiemarkt formuliert werden.

Die Taskforce ,Intelligente Netze® unter Leitung der Kommission wird weitere gezielte
Mal3nahmen im Zusammenhang mit intelligenten Messgerdten und mit der Nutzung von
Technologie durch die Verbraucher entwickeln.

Zudem soll im Jahr 2014 die Richtlinie betreffend die Energiesetikettierung Uberarbeitet
werden. Bis dahin wird die Kommission vorschlagen, sie auch im Online-Handel
anzuwenden, wodurch ihre Wirkung deutlich groRer wiirde™.

e Reiseund Verkehr

Bis Anfang 2013 wird die Kommisson enen Vorschlag fur eine aktualisierte
Pauschalreiserichtlinie vorlegen, die den jungsten Entwicklungen auf dem Reisemarkt
Rechnung tragt. Der Vorschlag wird insbesondere berticksichtigen, dass immer mehr
Reisende sogenannte dynamische bzw. flexible Reisepakete online kaufen anstatt
herkémmlicher, vorab zusammengestellter Reisepakete®. Daneben sollen im Jahr 2013 die
bestehenden Vorschriften Uber die Fluggastrechte aktualisiert werden, die die Reisenden bei
Nichtbeforderung, grof3en Verspéatungen und Flugannullierungen schiitzen.

3 \erordnung (EG) Nr. 1924/2006.

%2 Consumer 2020, http:/ec.europa.eu/information_society/newsroomv/cf/itemdetail .cfm?item _id=6782.

¥ Ein dynamisches/flexibles Reisepaket ist ein Produkt, bei dem fir eine Reise mindestens zwei Leistungen
(Beforderung, Unterbringung und/oder eine andere touristische Leistung) kombiniert angeboten oder verkauft
werden, und zwar entweder vom selben Anbieter oder von Anbietern, die geschéftlich verbunden sind; der
Kéufer kann den Inhalt des Pakets entsprechend seinen Vorstellungen individuell zusammenstellen.
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Im Zusammenhang mit der urbanen Mobilitdét wird die Kommission im Dialog mit
Interessengruppen die Vorgehensweisen ermitteln, die sich bei der Starkung der
Fahrgastrechte im offentlichen Verkehr EU-weit besonders bewahrt haben®. Bis 2014 wird
die Kommission zudem spezifische Mal3nahmen vorlegen, die unter anderem dazu dienen
sollen, die Verbraucher fur Alternativen zum eigenen Fahrzeug zu sensibilisieren.

Im Jahr 2013 wird die Kommission einen Vorschlag zur Uberarbeitung der CO.-
Kennzeichnung von Pkw vorlegen, um die Verbraucherinformation an den neuesten Stand
anzupassen. Dartber hinaus wird sie Schritte unternehmen, um eine Strategie fur aternative
Kraftstoffe zu entwickeln, die die Verbraucher bei der Entscheidung fir sauberere Kraftstoffe
unterstiitzen soll®*, und die Informationen der Verbraucher Uber neue Kraftstoffe im
Verkehrssektor verbessern®.

e Nachhaltige Produkte

Zur Erreichung eines von nachhaltigem Konsum flankierten nachhaltigen Wachstums wird
die Kommission Mal3nahmen in Betracht ziehen, um Verbraucherprodukte langer haltbar zu
machen, wozu auch die Unterstiitzung von Reparatur- und Instandhaltungsdienstleistungen
gehort. Sie wird Mdoglichkeiten prifen, wie sich die Verfugbarkeit und die Bezahlbarkeit
nachhaltigerer Produkte durch geeignete Anreize oder freiwilliges Handeln steigern liefen.

Die Kommission wird harmonisierte Methoden zur Ermittlung der Umweltbilanz (Uber die
gesamte L ebensdauer) von Produkten und Unternehmen entwickeln, damit den Verbrauchern
zuverlassige Informationen bereitgestellt werden konnen.

AuRerdem wird die Okodesign-Richtlinie, in der Mindestumweltanforderungen an Produkte
festgelegt werden, im Zuge des zweiten Okodesign-Arbeitsplans schrittweise immer mehr
Produkte umfassen und, wo dies angebracht ist, den Energieverbrauch und auch andere
signifikante Umweltauswirkungen der Produkte einbeziehen.

5. Fazit

In dieser Europaschen Verbraucheragenda wird ein umfassender politischer Rahmen
skizziert, mit dem die Verbraucherinnen und Verbraucher a's Schlissel zu mehr Wachstum in
der EU in den Mittelpunkt des Binnenmarkts gestellt werden sollen. Beschrieben werden die
Maldnahmen, die die aktuelle Kommission wahrend ihrer Amtszeit zum Wohle der
Verbraucher plant.

Bel alen Vorschlagen wurden der zu beobachtende Wandel bel den
Verbrauchsgewohnheiten, der technologische Fortschritt und die sich rasch verandernden
Maérkte ebenso berlicksichtigt wie die Notwendigkeit, die Kompetenz der Verbraucher zu
stérken und zu gewahrleisten, dass sie ihre Rechte wirksam austiben kdnnen.

Damit die Hauptziele dieser Agenda mdglichst wirksam erreicht werden und der
Verwaltungsaufwand moglichst gering bleibt, muss jede politische Maldnahme auf
Erkenntnissen Uber die Funktionsweise der Mérkte und Uber das Verhalten der Verbraucher
beruhen. Vorschlagen zur Uberarbeitung bestehender EU-Vorschriften werden daher eine
Bewertung der zurzeit glltigen Rechtsvorschriften und eine strenge Analyse der erwarteten
Auswirkungen vorausgehen.

3 Aktionsplan urbane Mobilitat; WeiRbuch, , Fahrplan zu einem einheitlichen européischen Verkehrsraum — Hin
Zu einem wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem®, KOM(2011) 144.

¥ WeiRbuch, ,Fahrplan zu einem einheitlichen européischen Verkehrsraum — Hin zu einem
wettbewerbsorientierten und ressourcenschonenden Verkehrssystem, KOM(2011) 144.

% Ausgehend von den im Rahmen von CARS 21 ermittelten Erfordernissen.
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Die in dieser Agenda angekindigten Mal3nahmen werden auf3erdem durch kontinuierlich
aktualisierte Informationsquellen untermauert, etwa durch das Verbraucherbarometer und die
Verbrauchermarkt-Rankings, mit denen die Lage der Verbraucher in den Mitgliedstaaten und
der Fortschritt bel der Integration der Verbrauchermérkte ermittelt werden. Erganzend wird es
Studien zu den Ursachen von Marktstérungen sowie zum Verbraucherverhalten geben. Der
Fokus auf den Verbrauchern wird sich auch in Forschungsarbeiten niederschlagen, die im
Rahmen der Programme 2020 finanziert werden.

Es wird angestrebt, die vorgeschlagenen politischen Malnahmen im Voraus auf die acht
spezifischen Ziele dieser Agenda hin zu testen, damit einerseits die Wirkung besser und die
Akzeptanz seitens der Verbraucher grofer ist und andererseits unnétiger Aufwand fir
Unternehmen vermieden wird.

Die in den nachsten Jahren beobachteten Trends sollen dabei helfen, eventuelle zusétzliche
Malnahmen fir die Zeit nach 2014 zu ermitteln. Die Fortschritte beim Erreichen der Ziele
dieser Agenda werden Gegenstand des Kommissionsberichts Uber die Einbeziehung der
Verbraucherinteressen in die EU-Politiken sein.

Mit der vorliegenden Agenda wird versucht, durch Stérkung der Verbraucherkompetenz und
durch Schaffung von politischen Synergien die doppelte Herausforderung zu bewadltigen,
Wachstum herbeizufihren und das Vertrauen in die europdische Wirtschaft
wiederherzustellen. Damit dauerhafte Ergebnisse erzielt werden, ist ein entschlossenes
Vorgehen aller an der Umsetzung dieser Verbraucheragenda Beteiligten erforderlich — auf
EU-Ebene ebenso wie auf nationaler und internationaler Ebene. Nur eine intelligente und
nachhaltige Verbrauchernachfrage, der ein faires Angebot gegenlbersteht, wird dazu
beitragen, die EU zurlick auf den Wachstumspfad zu fuhren.

18



	4. VIER ZENTRALE 2020-ZIELE UND ERSTE SCHRITTE ZU IHRER ERREICHUNG
	4. 1. VERBRAUCHERSICHERHEIT ERHÖHEN
	4. 2. WISSEN ERWEITERN
	4. 3. UMSETZUNG, DURCHSETZUNG UND RECHTSSCHUTZ VERBESSERN
	4.4. RECHTE UND WICHTIGE POLITIKEN AN DEN WIRTSCHAFTLICHEN UND GESELLSCHAFTLICHEN WANDEL ANPASSEN

